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Sechzigste Tagung 
Tagesordnungspunkt 71 b) 

Resolution der Generalversammlung 

[auf Grund des Berichts des Dritten Ausschusses (A/60/509/Add.2 (Part II))] 

  60/154. Nationale Institutionen zur Förderung und zum Schutz der 
Menschenrechte 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen und diejenigen der Menschenrechtskommission 
über nationale Institutionen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte, 

 unter Begrüßung des weltweit rasch wachsenden Interesses an der Schaffung und 
Stärkung unabhängiger, pluralistischer nationaler Institutionen zur Förderung und zum 
Schutz der Menschenrechte, 

 überzeugt von der wichtigen Rolle, die diesen nationalen Institutionen jetzt und auch 
künftig dabei zukommt, die Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu schüt-
zen und das Bewusstein der Öffentlichkeit für diese Rechte und Freiheiten zu wecken und 
zu verstärken,  

 in der Erwägung, dass die Vereinten Nationen bei der Unterstützung des Ausbaus na-
tionaler Institutionen eine wichtige Rolle gespielt haben und dass sie künftig eine noch 
wichtigere Rolle dabei spielen sollen, 

 unter Hinweis auf die Erklärung und das Aktionsprogramm von Wien, die am 25. Juni 
1993 von der Weltkonferenz über Menschenrechte verabschiedet wurden1 und in denen die 
wichtige und konstruktive Rolle der nationalen Menschenrechtsinstitutionen bekräftigt wur-
de, insbesondere soweit es dabei um die Beratung der zuständigen Behörden, ihre Rolle bei 
der Behebung von Menschenrechtsverletzungen, der Verbreitung von Informationen über 
die Menschenrechte und der Menschenrechtserziehung geht, 

 sowie unter Hinweis auf die Erklärung und die Aktionsplattform von Beijing2, worin 
die Regierungen nachdrücklich aufgefordert wurden, unabhängige nationale Institutionen 
zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte, einschließlich der Menschenrechte von 
Frauen, zu schaffen oder zu stärken, 
_______________ 
1 A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III. 
2 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4-15 September 1995 (United Nations publi-
cation, Sales No. E.96.IV.13), Kap. I, Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter 
http://www.un.org/Depts/german/conf/beijing/beij_bericht.html.  
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 bekräftigend, dass alle Menschenrechte allgemein gültig, unteilbar und miteinander 
verknüpft sind und einander bedingen und gegenseitig verstärken und dass alle Menschen-
rechte in fairer und gleicher Weise, gleichberechtigt und gleichgewichtig behandelt werden 
müssen, 

 eingedenk der Bedeutung nationaler und regionaler Besonderheiten und der verschie-
denen historischen, kulturellen und religiösen Traditionen sowie der Pflicht aller Staaten, 
ungeachtet ihrer politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Systeme alle Menschenrechte 
und Grundfreiheiten zu fördern und zu schützen, 

 unter Hinweis auf das von den nationalen Institutionen zur Förderung und zum Schutz 
der Menschenrechte auf ihrer Tagung während der Weltkonferenz über Menschenrechte im 
Juni 1993 in Wien verabschiedete Aktionsprogramm3, in dem empfohlen wurde, die Aktivi-
täten und Programme der Vereinten Nationen auszubauen, um den Ersuchen von Staaten um 
Hilfe bei der Schaffung beziehungsweise beim Ausbau ihrer eigenen nationalen Institutio-
nen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte nachkommen zu können, 

 feststellend, dass die nationalen Institutionen bei den Tagungen der Vereinten Natio-
nen über Menschenrechte eine wichtige Rolle spielen und wertvolle Beiträge leisten und 
dass ihre weitere entsprechende Mitarbeit wichtig ist, 

 es begrüßend, dass die regionale Zusammenarbeit zwischen den nationalen Men-
schenrechtsinstitutionen sowie zwischen den nationalen Menschenrechtsinstitutionen und 
anderen regionalen Menschenrechtsforen in allen Regionen verstärkt wurde, 

 mit Anerkennung Kenntnis nehmend von dem Bestehen regionaler Menschenrechts-
netzwerke in Europa und von der kontinuierlichen Arbeit des Netzwerks nationaler Institu-
tionen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte in den Amerikas, des Asiatisch-
Pazifischen Forums nationaler Menschenrechtsinstitutionen und des Koordinierungsaus-
schusses der afrikanischen nationalen Menschenrechtsinstitutionen, 

 es begrüßend, dass die internationale Zusammenarbeit zwischen den nationalen Men-
schenrechtsinstitutionen gestärkt wurde, namentlich über den Internationalen Koordinie-
rungsausschuss der nationalen Institutionen, 

 1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs4; 

 2. bekräftigt, wie wichtig die Schaffung wirksamer, unabhängiger und pluralisti-
scher nationaler Institutionen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte ist, im 
Einklang mit den Grundsätzen betreffend die Stellung nationaler Institutionen zur Förde-
rung und zum Schutz der Menschenrechte ("Pariser Grundsätze") in der Anlage zu Resolu-
tion 48/134 vom 20. Dezember 1993; 

 3. erklärt erneut, dass die Pariser Grundsätze nach wie vor wichtig sind, erkennt 
den Nutzen ihrer nach Bedarf weiter verstärkten Anwendung an und ermutigt die Staaten, 
die nationalen Institutionen und andere in Betracht kommende Parteien, zu prüfen, wie dies 
erreicht werden kann; 

 4. erkennt an, dass jeder Staat gemäß der Erklärung und dem Aktionsprogramm 
von Wien1 das Recht hat, den Rahmen für die nationalen Institutionen zu wählen, der seinen 
besonderen nationalen Bedürfnissen im Hinblick auf die Förderung der Menschenrechte im 
Einklang mit den internationalen Menschenrechtsnormen am besten gerecht wird; 

_______________ 
3 Siehe A/CONF.157/NI/6. 
4 A/60/299. 
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 5. erkennt außerdem an, dass den nationalen Institutionen bei der Förderung und 
Gewährleistung der Unteilbarkeit und Interdependenz aller Menschenrechte eine unver-
zichtbare Rolle zukommt, und fordert die Staaten auf, dafür Sorge zu tragen, dass allen 
Menschenrechten in den Mandaten der von ihnen geschaffenen nationalen Menschenrechts-
institutionen gebührend Rechnung getragen wird; 

 6. legt den Mitgliedstaaten nahe, wirksame, unabhängige und pluralistische natio-
nale Institutionen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte zu schaffen bezie-
hungsweise zu stärken, soweit sie bereits bestehen, wie in der Erklärung und dem Aktions-
programm von Wien dargelegt; 

 7. begrüßt es, dass immer mehr Staaten nationale Institutionen zur Förderung und 
zum Schutz der Menschenrechte schaffen beziehungsweise ihre Schaffung in Erwägung 
ziehen; 

 8. ermutigt die von den Mitgliedstaaten geschaffenen nationalen Institutionen zur 
Förderung und zum Schutz der Menschenrechte, bei der Verhinderung und Bekämpfung al-
ler in der Erklärung und dem Aktionsprogramm von Wien und in den einschlägigen interna-
tionalen Rechtsakten aufgezählten Menschenrechtsverletzungen auch künftig eine aktive 
Rolle zu spielen; 

 9. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von den Anstrengungen derjenigen Staaten, 
die ihren nationalen Institutionen mehr Autonomie und Unabhängigkeit eingeräumt haben, 
namentlich indem sie ihnen Ermittlungsfunktionen übertragen beziehungsweise diese Funk-
tionen gestärkt haben, und legt den anderen Regierungen nahe, ähnliche Schritte zu erwä-
gen; 

 10. bekräftigt die Rolle, die den nationalen Institutionen, sofern solche bestehen, als 
den geeigneten Stellen für die Verbreitung von Unterlagen über die Menschenrechte und 
andere Tätigkeiten zur Information der Öffentlichkeit, so auch derjenigen der Vereinten Na-
tionen, zukommt; 

 11. fordert den Generalsekretär nachdrücklich auf, den Ersuchen von Mitgliedstaa-
ten um Hilfe bei der Schaffung und Stärkung nationaler Menschenrechtsinstitutionen als 
Teil des Programms der Vereinten Nationen für Beratende Dienste und technische Hilfe auf 
dem Gebiet der Menschenrechte auch künftig hohen Vorrang einzuräumen; 

 12. begrüßt den hohen Vorrang, den das Amt des Hohen Kommissars der Vereinten 
Nationen für Menschenrechte der Arbeit an nationalen Institutionen einräumt, legt der Ho-
hen Kommissarin angesichts der Ausweitung der mit nationalen Institutionen zusammen-
hängenden Aktivitäten nahe, für geeignete Regelungen und die Bereitstellung von Haus-
haltsmitteln zu sorgen, damit die Aktivitäten zur Unterstützung der nationalen Menschen-
rechtsinstitutionen weitergeführt und ausgebaut werden können, und bittet die Regierungen, 
zu diesem Zweck zusätzliche Mittel für den Freiwilligen Fonds der Vereinten Nationen für 
technische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte beizusteuern; 

 13. begrüßt die Schaffung einer Internetseite über die nationalen Institutionen als 
wichtiges Instrument für die Bereitstellung von Informationen für nationale Institutionen 
sowie die Einrichtung einer Datenbank zur vergleichenden Analyse der Verfahren und Me-
thoden bei der Behandlung von Beschwerden durch nationale Menschenrechtsinstitutionen; 

 14. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der zunehmend aktiven und wichtigen 
Rolle des Internationalen Koordinierungsausschusses der nationalen Institutionen, die darin 
besteht, den Regierungen und den nationalen Institutionen auf Antrag in enger Zusammen-
arbeit mit dem Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte da-
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bei behilflich zu sein, die einschlägigen Resolutionen und Empfehlungen betreffend die 
Stärkung der nationalen Institutionen weiterzuverfolgen; 

 15. nimmt außerdem mit Anerkennung Kenntnis von den regelmäßigen Sitzungen 
des Internationalen Koordinierungsausschusses der nationalen Institutionen und von den 
Vorkehrungen für die Mitwirkung nationaler Menschenrechtsinstitutionen an den Jahresta-
gungen der Menschenrechtskommission; 

 16. ersucht den Generalsekretär, in Zusammenarbeit mit dem Amt des Hohen 
Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte auch künftig die erforderliche Un-
terstützung für die Abhaltung von Sitzungen des Internationalen Koordinierungsausschusses 
der nationalen Institutionen während der Tagungen der Menschenrechtskommission bereit-
zustellen; 

 17. begrüßt die Fortführung der Praxis der nationalen Institutionen, Regionaltagun-
gen in bestimmten Regionen abzuhalten, sowie die Einführung dieser Praxis in anderen Re-
gionen und legt den nationalen Institutionen nahe, in Zusammenarbeit mit dem Hohen 
Kommissar der Vereinten Nationen für Menschenrechte in ihren eigenen Regionen ähnliche 
Veranstaltungen gemeinsam mit Regierungen und nichtstaatlichen Organisationen abzuhal-
ten; 

 18. ersucht den Generalsekretär, auch künftig die erforderliche Unterstützung für 
die Abhaltung internationaler und regionaler Tagungen nationaler Institutionen bereitzustel-
len, namentlich aus Mitteln des Freiwilligen Fonds der Vereinten Nationen für technische 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte; 

 19. erkennt die wichtige und konstruktive Rolle an, die die Zivilgesellschaft in Zu-
sammenarbeit mit den nationalen Institutionen im Hinblick auf die bessere Förderung und 
den besseren Schutz der Menschenrechte spielen kann; 

 20. dankt den Regierungen, die zusätzliche Mittel für die Schaffung und den Aus-
bau nationaler Menschenrechtsinstitutionen bereitgestellt haben; 

 21. ermutigt alle Mitgliedstaaten, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um den Aus-
tausch von Informationen und Erfahrungen in Bezug auf die Schaffung und die wirksame 
Arbeitsweise der nationalen Institutionen zu fördern; 

 22. legt allen Einrichtungen, Fonds und Organisationen der Vereinten Nationen na-
he, bei der Förderung und dem Schutz der Menschenrechte eng mit den nationalen Institu-
tionen zusammenzuarbeiten, und begrüßt in dieser Hinsicht die im Rahmen der "Maßnah-
me 2"-Initiative des Generalsekretärs unternommenen Bemühungen; 

 23. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer zweiundsech-
zigsten Tagung über die Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstatten. 

64. Plenarsitzung 
16. Dezember 2005 


